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Vorwort zur 3. Auflage

Seit der Erstauflage des Handbuchs im Jahr 2014 hat sich das Vergaberecht rasant weiter-
entwickelt und dabei zum Teil grundlegend geändert. Lag der Schwerpunkt der Aktuali-
sierung anlässlich der zweiten Auflage noch in der Einarbeitung der großen Vergaberechts-
reform des Jahres 2016 und der Umsetzung der europäischen Vergaberichtlinien vom
Februar 2014, wurden für die dritte Auflage ein besonderer Schwerpunkt unter anderen
auf die hochaktuellen und praxisrelevanten Themenbereiche e-Vergabe, das neue Wettbe-
werbsregister und Beschaffungen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie und deren
Auswirkungen auf Vergabeverfahren gelegt. Außerdem wurden mehrere Kapitel des
Handbuchs grundlegend neubearbeitet und ausgebaut, wie zum Beispiel die Teile zur
Leistungsbeschreibung, zu Compliance und Selbstreinigung, zum Öffentlichen Preisrecht,
zu Konzessionsvergaben und zu Auftragsvergaben im Bereich der gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Besonderes Augenmerk wurde dabei auf die neuen Akzente in der Rechtspre-
chung insbesondere des neu besetzten Düsseldorfer Vergabesenats und des BGH gelegt.
Rechtsentwicklung, Literatur und Judikatur konnten dabei bis September 2020 berück-
sichtigt werden.

Auch bei der Arbeit an der dritten Auflage ist das besondere Konzept dieses Handbuchs
– einer aktuellen und am Ablauf eines Vergabeverfahrens orientierten anwenderfreundli-
chen Gesamtdarstellung des gesamten allgemeinen wie besonderen deutschen Vergabe-
rechts unter Vermeidung von Doppelungen und Redundanzen bei der Kommentierung
inhaltsgleicher Vorschriften – unverändert aufrechterhalten und weiterverfolgt worden. Die
daher nach wie vor gültige Beschreibung in der Erstauflage über Aufbau und Handhabung
des Werks ist daher im Anschluss weiterhin abgedruckt.

Zu großem Dank sind die Herausgeber erneut allen Autorinnen und Autoren (deren
Kreis sich abermals erweitert hat) verpflichtet, welche auch die beträchtliche Mühe einer
weitgehenden Neubearbeitung des Fußnotenapparates mit Verständnis und großer Sorgfalt
auf sich genommen haben. Detaillierte redaktionelle Vorgaben stellen die optimalen digi-
tale Nutzung des Handbuchs in beck-online sicher. Ebenso wie im Vergaberecht selbst
(e-Vergabe) gilt auch für die erläuternde Literatur: Den neuen Medien gehört die Zukunft
und jeder Schritt in diese Richtung ist eine gute Investition in die kommende Zeit.

Die Herausgeber sind dem zuständigen juristischen Lektoratsleiter, Herrn Dr. Roland L.
Klaes, und der betreuenden Lektorin, Frau Dr. Annalena Hanke sowie ihrer Mitarbeiterin
Martina Schöner beim Verlag C.H. Beck herzlich dankbar. Ohne ihre Umsicht, Erfahrung
und tatkräftige Unterstützung wäre die dritte Auflage in dieser Zeit und Form nicht zu
bewältigen gewesen. Schließlich haben die Herausgeber vielen helfenden Händen zu dan-
ken, ohne deren Mitwirkung die grundlegende Neubearbeitung eines so umfangreichen
Werks nicht zu bewältigen ist. Das gilt insbesondere für Herrn Dipl.-Jur. Raphael Menges,
LL.M. (oec.), der sehr engagiert und mit außerordentlicher Akribie die herausgeberischen
Arbeiten begleitet hat.

Für konstruktive Kritik und Hinweise sind die Herausgeber und der Verlag weiterhin
dankbar. Anmerkungen mögen, ungeachtet der inhaltlichen Verantwortung der Autorin-
nen und Autoren für ihre Abschnitte, zu Händen der Herausgeber übersandt werden
(marc.gabriel@bakermckenzie.com, wolfram.krohn@dentons.com, andreas.neun@gleiss-
lutz.com).

Berlin, im Dezember 2020
Marc Gabriel Wolfram Krohn Andreas Neun
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Vorwort zur 2. Auflage

Seit der Erstauflage des Handbuchs im Jahr 2014 hat sich das Vergaberecht grundlegend
geändert. Ausgehend von den drei europäischen Vergaberichtlinien vom Februar 2014
kam es zur großen deutschen Vergaberechtsreform (zur Richtlinienumsetzung) im April
2016, die erst Anfang 2017 mit Veröffentlichung der Unterschwellenvergabeordnung ihren
vorläufigen Abschluss gefunden hat. Diese bislang umfassendste Vergaberechtsnovellierung
hat eine vollständige Neubearbeitung des gesamten Werks erforderlich gemacht, was sich
ua in den Kapiteln 1, 2, 12 und 16 des Handbuchs zeigt, wo nunmehr das neue Regime
der sozialen und anderen besonderen Dienstleistungen behandelt wird, welches die vorma-
lige Unterteilung zwischen sog. vor- und nachrangigen Dienstleistungen ersetzt, elektroni-
sche und andere besondere Instrumente des Vergaberechts in ihrer hervorgehobenen Be-
deutung erläutert werden, der neuen Konzessionsvergabeverordnung ein ganzes Kapitel
gewidmet wird und Auftragsvergaben unterhalb der europäischen Schwellenwerte nun auf
der Basis der Unterschwellenvergabeordnung kommentiert werden. Der Kreis der Auto-
rinnen und Autoren hat sich entsprechend erweitert.

Neben den Überarbeitungsbedarf aufgrund der Vergaberechtsreform sind in den letzten
drei Jahren zahlreiche wichtige Entscheidungen von Nachprüfungsinstanzen – sei es des
europäischen Gerichtshofs, nationaler Vergabesenate oder -kammern oder des Bundesge-
richtshofs – getreten, die ebenfalls großen Einfluss auf die Auslegung und Anwendung des
Vergaberechts in Deutschland genommen haben und in ihrer praktischen Bedeutung den
vorgenannten Rechtsänderungen in Nichts nachstehen.

Bei der Arbeit an der Zweitauflage ist das besondere Konzept dieses Handbuchs unver-
ändert aufrechterhalten und weiterverfolgt worden. Die daher nach wie vor gültige Be-
schreibung in der Erstauflage über Aufbau und Handhabung des Werks ist aus diesem
Grund im Anschluss weiterhin abgedruckt.

Zu großem Dank sind die Herausgeber abermals allen Autorinnen und Autoren ver-
pflichtet, welche die Mühe einer durch die Vergaberechtsreform bedingten mitunter voll-
ständigen Neubearbeitung bewundernswert engagiert und unter pünktlicher Wahrung der
teils engen Abgabefristen auf sich genommen haben. Gleichzeitig sind die Herausgeber
dem zuständigen Lektoratsleiter, Herrn Dr. Roland L. Klaes, und dem betreuenden Lek-
tor, Herrn Gerald Fischer, sowie seiner Mitarbeitern Martina Schöner herzlich dankbar.
Ohne ihre Unterstützung und Mithilfe wäre die Zweitauflage weder in dieser Zeit noch
in dieser Form zu bewältigen gewesen.

Für konstruktive Kritik und Hinweise sind die Herausgeber und der Verlag weiterhin
dankbar. Anmerkungen mögen, ungeachtet der inhaltlichen Verantwortung der Autorin-
nen und Autoren für ihre Abschnitte, zu Händen der Herausgeber übersandt werden
(marc.gabriel@bakermckenzie.com, wolfram.krohn@dentons.com, andreas.neun@gleiss-
lutz.com).

Berlin, im Mai 2017
Marc Gabriel Wolfram Krohn Andreas Neun
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Vorwort zur 1. Auflage

Das Vergaberecht erfreut sich seit Einführung des Vierten Teils des GWB eines beachtli-
chen Maßes an wissenschaftlich-literarischer Durchdringung. Je nach Zählweise kann der
Vergaberechtsuchende heutzutage rund vier Dutzend Kommentare, Hand- und Lehrbü-
cher zurate ziehen, in denen „das Vergaberecht“ mal in Teilbereichen, mal in Gänze, teils
systematisch, teils nach Paragraphen geordnet aufbereitet wird. Der Leser mag sich daher
die Frage stellen, welchen speziellen Bedarf das vorliegende Werk decken soll.

Das – besondere – Konzept dieses Handbuchs basiert auf der in der Beratungspraxis der
Herausgeber wiederholt gemachten Feststellung, dass es schwierig ist, einen vergaberechtli-
chen Ratgeber zu finden, der sowohl dem Einsteiger ein kompaktes Einlesen in Einzelthe-
men wie auch „das Vergaberecht“ im Ganzen ermöglicht, als auch dem Fortgeschrittenen
ein Nachschlagen vertieft aufbereiteter „paragraphenscharfer“ Spezialfragen erlaubt. Der
didaktische Graben zwischen Kommentar und Lehr- oder Handbuch wird nur selten in
ein und demselben Werk überbrückt. Der vorliegende Band soll diese Lücke schließen
und eine erschöpfende Gesamtdarstellung des gesamten deutschen Vergaberechts ein-
schließlich aller praktisch bedeutsamen Nebengebiete bieten.

Anders als ein klassischer Kommentar zum Vergaberecht, der anhand der erläuterten
Gesetzes- und Regelwerke paragrafengenau gegliedert ist, orientiert sich dieses Handbuch
in seinem Allgemeinen Teil der Praxis folgend chronologisch an den verschiedenen Phasen
eines Vergabeverfahrens und den sich hieraus ergebenen Fragestellungen. Die im Allge-
meinen Teil erläuterten Sachthemen beziehen sich dabei übergreifend auf „klassische“
Auftragsvergaben im Rahmen jeder der drei geltenden Vergabe- und Vertragsordnungen,
unter Einbeziehung aller geltenden Vergabevorschriften in GWB, VgV, VOL/A, VOB/A
und VOF samt ihrer jeweiligen Spezifika. Hierdurch sollen Redundanzen und Wiederho-
lungen vermieden werden, die – dem Kaskaden- und Schubladenprinzip geschuldet – dar-
auf zurückgehen, dass sich die gleichen Rechtsfragen mehr oder weniger inhaltsgleich bei
parallelen Vorschriften verschiedener Regelwerke stellen. Gemeinsamkeiten, aber auch
Unterschiede der vergaberechtlichen Regelwerke werden so aufgezeigt und in übersichtli-
cher Form dargestellt. Das einfache und schnelle Auffinden der Erläuterungen zu be-
stimmten Einzelvorschriften wiederum wird durch ein Vorschriftenverzeichnis erleichtert;
insoweit soll das Handbuch vergleichbar einer Kommentierung von Einzelvorschriften ge-
nutzt und zitiert werden können.

Dem Allgemeinen Teil folgt sodann ein bereichsspezifischer Besonderer Teil, in dem
sämtliche sektorale Sondervergaberegime dargestellt werden, die sich in den vergangenen
Jahren entwickelt haben. Neben Vergaben nach SektVO, VSVgV und VO (EG) 1370/
2007 zählen hierzu auch die in der Praxis bedeutsamen Vergaben im Gesundheitsbereich
(Krankenkassenausschreibungen) und im Unterschwellenbereich sowie Bieter- und Aus-
wahlverfahren, die nicht in den Anwendungsbereich des GWB-Vergaberechts fallen.
Rechtsentwicklung, Literatur und Judikatur konnten bis Januar 2014 berücksichtigt wer-
den. An mehreren Stellen wird bereits auf die neuen EU-Vergaberichtlinien Bezug ge-
nommen. Eine umfassende rechtliche Würdigung der neuen Richtlinien war allerdings in
dieser ersten Auflage (noch) nicht zu leisten.

Die Herausgeber sind vor allem den Autorinnen und Autoren für ihren unermüdlichen
Einsatz und ihre Geduld während der Entstehungsphase zum Dank verpflichtet. Herzlicher
Dank gebührt ferner dem Verlag C.H. Beck für die Unterstützung des Konzepts sowie
dem zuständigen Lektoratsleiter, Herrn Dr. Roland L. Klaes, und dem betreuenden Lek-
tor, Herrn Gerald Fischer, die das Werk seit Anfang an begleitet haben. Schließlich haben
die Herausgeber zahlreichen Helfern zu danken, ohne deren Unterstützung im Hinter-
grund die Erstellung eines so umfangreichen Werks nicht zu bewältigen gewesen wäre.
Das gilt im Berliner Büro der Sozietät Baker & McKenzie insbesondere für Frau Rechts-
anwältin Cornelia Groth und Herrn Dipl.-Jur. Maximilian Voll, die sich von der Anfangs-
phase bis zur Schlussredaktion außerordentlich engagiert für das Werk eingebracht haben.
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Für weiterführende Bemerkungen, Kritik und Hinweise sind die Herausgeber und der
Verlag dankbar. Anregungen mögen, ungeachtet der inhaltlichen Verantwortung der Au-
torinnen und Autoren für ihre Abschnitte, zu Händen der Herausgeber übersandt werden
(marc.gabriel@bakermckenzie.com, wkrohn@orrick.com, andreas.neun@gleisslutz.com).

Berlin, im März 2014
Marc Gabriel Wolfram Krohn Andreas Neun

Vorwort zur 1. Auflage
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A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... ................................. ...... 120
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Zuwendungsrecht (Fandrey)

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 230
B. Die Verbindung des Zuwendungs- mit dem Vergaberecht ............... ............. 232
C. Der Widerruf des Zuwendungsbescheides wegen Verstoßes gegen das

Vergaberecht ............... ... ... .... ... ... ... .... ... ... ............. .......................... 235
D. Die Kontrolle der Mittelverwendung ........... .......................................... 243
E. Rechtsschutz des Zuwendungsempfängers gegen Widerruf und Rückforderung 246
F. Die weitere Entwicklung des Zuwendungsrechts ................................. ...... 247

Kapitel 2 Vergabeverfahrensarten

§ 10 Offenes Verfahren, nicht offenes Verfahren,
Verhandlungsverfahren (Butler)

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... ....................... ................ 258
B. Wahl der richtigen Vergabeverfahrensart .............................................. ... 259
C. Die einzelnen Vergabeverfahrensarten ........ .......................................... ... 263
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E. Änderungen der Zusammensetzung und Bildung von Bietergemeinschaften im

Verlauf eines Vergabeverfahrens ............... ... ... ....................................... 574
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I. Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) ........................................ 1042
J. Zeitpunkt der Vorlage der geforderten Nachweise ..................................... 1047
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§ 37 Kündigung in besonderen Fällen, Unwirksamkeit und
Rückabwicklung (Freytag)

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 1253
B. Gesetzliche Sonderkündigungsrechte nach § 133 GWB ............................ ... 1254
C. Unwirksamkeitsgründe nach § 135 GWB ............... ................................ 1262
D. Sonstige Unwirksamkeitsgründe ................. ... .......... ............................. 1280

§ 38 Schadensersatz (Freytag)

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .................................... ... 1284
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C. Zuständigkeit für das Vergabenachprüfungsverfahren in erster Instanz .............. 1347
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B. Zulässigkeit .... ............. ... ... .... ... ... ... .... ... ... ....................................... 1397
C. Begründetheit: Prüfungsumfang und -maßstab ......... ................................ 1398
D. Verfahrensrecht ............... ... .... ... ... ... .... ... ... .................................... ... 1399

Inhaltsübersicht
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D. Sicherheitsspezifische Aufträge im zivilen Bereich ...................................... 1528
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Inhaltsübersicht

XXIV



C. Schwellenwert, Berechnung des geschätzten Vertragswerts ............... ............. 1628

§ 63 Anwendungsbereich (Braun)

A. Begrifflichkeit ................ ... .... ... ... ... .... ... ... .......................... ............. 1631
B. Persönlicher Anwendungsbereich (§ 101 GWB) ........................................ 1638
C. Sachlicher Anwendungsbereich ............... ... ... .......... ............................. 1640

§ 64 Verfahrensregeln zur Konzessionsvergabe (Braun)

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .................................... ... 1647
B. Vorherige Bekanntmachungspflicht .............. ... .......... ............................. 1648
C. Freie Verfahrensgestaltung ......... ...... ... .... ... ... .................... ................... 1649
D. Verfahrensgarantien und Umgehungsverbot ......... .................................... 1650
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SGB V aF ................... ... ... .... ... ... ... .... ... ... ....................................... 1935

§ 80 Weitere ausschreibungsrelevante Versorgungsverträge (Gabriel)
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2. Zulässigkeit der öffentlichen Ausschreibung ............ ...................... 304
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III. Zulässigkeit der Innovationspartnerschaft ................ .......................... 357
IV. Auswahl des Partners/der Partner .......................................... ......... 358

1. Teilnahmewettbewerb ............ .... ... ... .............................. ......... 358
2. Verhandlungen und Zuschlagsentscheidung ...................... ............. 359

Inhaltsverzeichnis

XXXVII
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A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 500

B. Compliance ................ ... ... .... ... ... ... .... ... ... .................... ................... 500
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1. Grundsätzliche Zulässigkeit von Bietergemeinschaften ...................... 545
2. Die Rechtsnatur der Bietergemeinschaft ......................... ............. 547
3. Eignungsnachweise ............... .... ... ... ... .................................... 548
4. Vollmachtsnachweise ................. ... ... ... .................................... 550
5. Benennung der Mitglieder .......... ...... .................................... ... 551
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III. Vereinbarungen zur Rüge- und Prozessführungsbefugnis .......... ............. 588

§ 18 Unterauftragnehmer

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .................................... ... 598

B. Der Rechtsrahmen für Unterauftragnehmer ......... .................................... 599
I. Normen ................. ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 599
II. Definition ............... ... .... ... ... ... .... ... ... ....................... ................ 600

1. Abgrenzung zur Zurechnung von Eignungsnachweisen ....... ............. 601
2. Abgrenzung zu Zulieferern und sonstigen Dritten ................. ......... 602
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1. Nachweis durch Konformitätsbescheinigungen und Zertifikate
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B. Rechtsquellen und Grundprinzipien des öffentlichen Preisrechts ....... ............. 741
I. Rechtsquellen ................. ... ... ... .... ... ... .......................... ............. 741
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4. Befreiungsmöglichkeit für erwerbswirtschaftlich tätige öffentliche
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I. Öffentliche Ausschreibung ............... ... ... .......... ............................. 883

1. Angebotsfrist .............. ... ... ... .... ... ... ................................. ...... 883
2. Bindefrist .............. .... ... ... ... .... ... ... .................................... ... 884

II. Beschränkte Ausschreibung ................. ... .................... ................... 885
1. Bewerbungsfrist ............. ... ... .... ... ... .............................. ......... 885
2. Angebotsfrist .............. ... ... ... .... ... ... ....................................... 885
3. Bindefrist .............. .... ... ... ... .... ... ... ....................................... 886
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I. Zwingend vorgesehener Öffnungstermin .................................... ...... 921
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1. Zwingend vorgesehener Eröffnungstermin, Teilnehmer .................... 926
2. Umgang mit eingegangenen Angeboten ...................................... 926
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I. Statthaftigkeit eines Nachprüfungsantrags .......................................... 1162

1. Grundsatz ................. ... ... ... .... ... ... ....................... ................ 1162
2. Materiell-rechtlicher Ausgangspunkt ....... .................................... 1162
3. Verfahrensrechtliche Umsetzung ............ .................................... 1163
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B. Schadensersatz bei Rechtsmissbrauch gemäß § 180 GWB ............................ 1286
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II. Deliktische Ansprüche ................ .... ... ... ....... ................................ 1316
1. § 823 Abs. 1 BGB ................ .... ... ... ............. .......................... 1316
2. § 823 Abs. 2 BGB iVm Schutzgesetzen ....................................... 1316
3. § 826 BGB ................ ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 1317
4. § 839 BGB iVm Art. 34 GG ................................. ................... 1317
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Zuschlagsverbotes ............ ... .... ... ... ... .... ... ... ............. .......................... 1410
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Nachprüfungsantrag (mindestens in Textform) ............................. ............. 1411

I. Bewirkung eines gesetzlichen Zuschlagsverbotes .............. ................... 1411
II. Beendigung des Zuschlagsverbotes ..... .......................................... ... 1411

D. Vorabgestattung des Zuschlags (§ 169 Abs. 2 GWB) ...................... ............. 1412
I. Vergabekammerverfahren ................ ... ... ....................................... 1412
II. Besonderes Rechtsmittelverfahren vor dem Beschwerdegericht ............... 1413

E. Vorabentscheidung über den Zuschlag durch das Beschwerdegericht nach § 176
GWB ................. ... .... ... ... .... ... ... ... .... ... ... .................... ................... 1413

I. Besonderheiten des Verfahrens .......... ...... ....................................... 1413
II. Wirkungen der ablehnenden Entscheidung des Beschwerdegerichts (§ 177

GWB) ................ ... ... .... ... ... ... .... ... ... .......... ............................. 1415
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IX. Konformitätsbewertungsstellen ......... ...... ....................................... 1494
X. Verweis auf Produkte, Herkunft, Marken oder Patente ...... ................... 1495
XI. Vorgaben zum „Green Procurement“ und zu sozialen Maßgaben ............ 1495
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2. Konzeption oder Anpassung für militärische Zwecke .............. ......... 1524
3. Bestimmung zum Einsatz als Waffe, Munition oder Kriegsmaterial ...... 1526
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D. Sicherheitsspezifische Aufträge im zivilen Bereich ...... ................................ 1528
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3. Außerhalb der EU vergebene Aufträge ........ ................................ 1544
4. Auftragsvergaben an andere Staaten ............ ................................ 1545
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2. Beitrittsverträge gemäß § 127 Abs. 2, 2a SGB V aF ................ ......... 1854
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VI. Durchführung eines Open-House-Verfahrens bei bestehendem
Patentschutz ............ ... .... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 1905

E. Ausschreibungsrelevante Besonderheiten bei Rabattverträgen betreffend Verträge
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1. Vorliegen eines öffentlichen Auftrags unabhängig der Anzahl
potentieller Auftragnehmer ............... ....... ................................ 1957

Inhaltsverzeichnis

LXXIV



2. Hausarztzentrierte Leistungen im Zusammenhang mit sozialen und
anderen besonderen Dienstleistungen ...... ................................. ... 1957

Kapitel 15 Wettbewerbsregister

§ 81 Wettbewerbsregister

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 1959
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VI. Rechtsschutz- und Beschwerdemöglichkeiten ....................... ............. 2117

D. Brandenburg ............... ... ... .... ... ... ... .... ... ... ....... ................................ 2117
I. Vom Anwendungsbereich betroffene Vergabestellen ................ ............. 2118
II. Besonderheiten im Vergabeverfahren ...................................... ......... 2118
III. Mittelstandsförderung ................ .... ... ... ....... ................................ 2119
IV. Tariflohnbestimmungen .................. ... ... ....... ................................ 2120
V. e-Vergabe ............ ... ... .... ... ... ... .... ... ... ....... ................................ 2121
VI. Vergabefremde Aspekte .................. ... ... ....................................... 2121
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VII. Rechtsschutz- und Beschwerdemöglichkeiten .............................. ...... 2149

M. Sachsen ................. .... ... ... .... ... ... ... .... ... ... .............................. ......... 2150
I. Vom Anwendungsbereich betroffene Vergabestellen ................ ............. 2150
II. Besonderheiten im Anwendungsbereich der Vergabearten ........ ............. 2150
III. Mittelstandsförderung ................ .... ... ... ............. .......................... 2151
IV. Tariflohnbestimmungen .................. ... ... ............. .......................... 2151
VI. Vergabefremde Aspekte .................. ... ... .......... ............................. 2151
V. e-Vergabe ............... ... .... ... ... ... .... ... ... ................. ...................... 2152
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VII. Rechtsschutz- und Beschwerdemöglichkeiten .......... .......................... 2162

§ 89 Rechtsschutz unterhalb der Schwellenwerte

A. Einleitung .................. ... ... .... ... ... ... .... ... ... .......... ............................. 2163

B. Rechts- und Fachaufsichtsbeschwerde ........................................... ......... 2164
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